
Zum 1. Januar 2025 müssen Banken 
und Sparkassen in Europa aller Vor-
aussicht nach die Vorgaben und Eigen-
kapitalanforderungen erfüllen, die der 
Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht 
bereits vor Jahren formuliert hat und 
für deren Umsetzung die EU-Kom-
mission im Herbst 2021 ihr lange er-
wartetes sogenanntes „Bankenpaket“ 
vorgelegt hat. Die neuen Regeln sollen 
die Stabilität des Finanzsystems weiter 
erhöhen – und bedeuten dennoch für 
die gesamte Branche erhebliche Be-
lastungen. 

Termin für neue Vorgaben nur 
vermeintlich großzügig

Zwar gibt die EU-Kommission sich mit 
dem Termin für die erstmalige Anwen-
dung scheinbar großzügig: Das Datum 

Auf dem Weg zu einer verhältnismäßigen Regulierung für alle Marktteilnehmer 
hat die EU noch einiges zu tun, sagt Matthias Bergner. Positiv hält er fest, dass die 
EU bei Beteiligungen stärker differenziert als der Basler Ausschuss und bei CRR III 
die europäische Finanzkultur widerspiegelt. Generell fordert der DSGV: Die Re-
gulierung darf nicht die wichtige Rolle der Banken als Mittler zwischen Anlegern 
und Emittenten sowie als Kreditgeber schwächen. Das gilt nicht zuletzt beim 
 Thema Sustainable Finance. Hier sieht der Autor vor allem die Gefahr, dass die 
Zeit, die der Gesetzgeber für die Ausarbeitung der Taxonomie-Regeln braucht, 
letztlich zulasten der Banken und damit auch der Realwirtschaft geht. Red.

Europäische Bankenregulierung –  
Gewinner gesucht

liegt zwei Jahre später, als es ursprüng-
lich vom Baseler Ausschuss vorgesehen 
war. Damit wird allerdings im Grunde 
genommen vor allem dem erwartbar 
zeitaufwendigen legislativen Verfahren 
Rechnung getragen. Denn die Diskus-
sionen können sich leicht in die Länge 
ziehen. 

Es steht deshalb zu befürchten, dass 
sich die  optisch verbleibende Umset-
zungsfrist von einem Jahr im Zuge des 
Gesetz gebungsverfahrens zulasten der 
Kredit institute zusehends verkürzt. Dem 
gilt es durch eine gleitende Frist von 
 beispielsweise zwei Jahren nach Ver-
abschiedung der Regelungen entge-
genzuwirken. 

Doch nicht nur, dass es zeitlich für die 
Institute anspruchsvoll werden könnte, 
die neuen Regeln und Vorgaben frist-

gerecht umzusetzen. Es ist im Gesetz-
gebungsverfahren auf der europäi-
schen Ebene zudem auf dem Weg hin 
zu  einer verhältnismäßigeren Regulie-
rung noch einiges zu tun. 

Kleine Erleichterungen sind nur   
ein erster Schritt

Kleine Erleichterungen für kleine, nicht 
komplexe Institute im Bereich Offen-
legung können lediglich ein erster 
Schritt sein. Die hohen administrativen 
 Regulierungslasten müssen noch wei-
ter reduziert werden. Auch bei der 
 Berücksichtigung von ESG-Risiken in 
 Regulierung und Aufsicht muss die 
Proportionalität im Blick behalten wer-
den – hier sind deutlich höhere pro-
zessuale Aufwände für alle Institute zu 
erwarten.

Die neuen Vorschriften beziehen sich 
auf sämtliche Risikoarten und betref-
fen alle Institute – unabhängig davon, 
ob diese aktuell Standardansätze oder 
interne Modelle zur Ermittlung ihrer ri-
sikogewichteten Aktiva (RWA) anwen-
den. Inhaltlich orientiert sich die 
EU-Kommission eng an den Baseler 
Vorschlägen. So hält sie an einer 
1:1-Umsetzung der Berechnung des 
Output-Floors fest, die Auswirkungen 
für IRB-Institute werden allerdings 
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durch temporäre Erleichterungen und 
ein Phase-in über fünf Jahre (2025  
bis 2029) im Durchschnitt der Institute 
abgemildert.

Trotzdem ist zu erwarten, dass mit 
dem Bankenpaket 2021 die Kapital-
anforderungen steigen werden. Für 
Banken und Sparkassen, die aus-
schließlich Standardverfahren verwen-
den, resultiert dies vor allem aus den 
Neuberechnungen für das Kreditrisiko 

Marktrisiko. 

Insbesondere in den Geschäftsfeldern 
Beteiligungen (unter anderem Aktien-
positionen, geschlossene Immobilien-
fonds, Investmentfonds im Bereich al-
ternative Investments), Wohn- und 
Gewerbeimmobilienkredite sowie For-
derungen gegenüber Banken werden 
die Kapitalanforderungen für diese In-
stitute ansteigen.

Regulierungs-Arbitrage  
vermeiden

In zwei Richtungen sollten die Verant-
wortlichen in Europa daher bei der 
Umsetzung der Vorgaben besonders 
aufmerksam blicken – nach außen  
auf außereuropäische Finanzkonzerne 
und nach innen auf unregulierte Geld-
geber jenseits von Banken und Spar-
kassen. Denn wenn die Kapitalan-
forderungen in der streng regulierten 
und intensiv beaufsichtigten Kredit-
wirtschaft steigen, wächst die Gefahr 
von Ausweich reaktionen: Kunden keh-
ren mit ihren Finanzierungswünschen 
den etablierten Instituten den Rücken 
und suchen benötigtes Kapital bei 
 weniger oder gar nicht regulierten 
 Newcomern – mit Geschäftsmodellen, 
die für die Finanzstabilität unter Um-
ständen erheblich mehr Risiken mit 
sich bringen als die von Banken und 
Sparkassen. 

Ebenfalls ein Bärendienst erwiesen wä-
re der Kreditwirtschaft und damit auch 
der Finanzstabilität in Europa, wenn 
Europas Regulierer bei der Umsetzung 
der Baseler Regeln in der Europäischen 
Union wesentlich hinausgingen über 
die Regelungen in anderen Finanz-
märkten. Eine Regulierungs-Arbitrage 
zwischen europäischen und außer-
europäischen Anbietern wäre fatal – 
insbesondere für regional verankerte 
Kreditinstitute, die sich in der Coro-

na-Pandemie als wesentlicher Stabi-
litätsanker gerade für die mittelstän-
disch geprägte deutsche Wirtschaft 
erwiesen haben.

Finanzkultur in Europa  
widergespiegelt

Positiv ist, dass die EU-Kommission bei 
Beteiligungen stärker als der Baseler 
Standard differenziert, ob diese aus 
strategischen, langfristigen Erwägun-
gen hinaus getätigt werden oder mit 
dem Ziel, kurzfristige Gewinne aus 
Wertsteigerungen der Beteiligungsun-
ternehmen zu erzielen. 

Zu begrüßen ist auch, dass mit dem 
CRR-III-Vorschlag die bewährten euro-
päischen Regelungen für die Kapital-
unterlegung von Krediten an kleine und 
mittlere Unternehmen beibehalten 
werden. Dies spiegelt die Finanzkultur 
in Europa angemessen wider.

Weitere wichtige Punkte hat die EU- 
Kommission in ihren Vorschlägen zur 
Fortschreibung des einheitlichen eu-
ropäischen Kapitalmarkts adressiert: 
Unter anderem soll die EU-Wertpa-
pierregulierung MiFID II/MiFIR über-
arbeitet werden. Die Schaffung eines 
konsolidierten Marktdatenstroms, des 
„Consolidated Tape“ kann dabei ein 
wichtiger Beitrag sein. Dafür müssen 
allerdings die Weichen richtig gestellt 
werden: Insbesondere müssen alle 
 Datenlieferanten denselben strengen 
Qualitätsanforderungen unterliegen, 
seien es Börsen oder Banken. 

European Single Access Point 
braucht Pragmatismus

Daten- und Informationssammlung sind 
auch die Schlüsselworte bei den Vor-
schlägen der EU-Kommission zur Ein-
führung eines European Single Access 
Point (ESAP). Vorhandene  Daten, ein-
schließlich Daten aus den Feldern 
 Umwelt, Soziales und Unternehmens-
führung (ESG), die gemäß bereits be-
stehender Regulierungsvorgaben ohne-
hin veröffentlicht werden, sollen hier 
gesammelt werden. Dabei wird es auf 

-
winne aus der Sammlung von Informa-
tionen an einer zentralen Stelle dürfen 
nicht durch komplexere Pro zesse sowie 
Doppelt- und Dreifachmeldungen kon-
terkariert werden. 

Die von der EU-Kommission ange-
strebte Stärkung des Kapitalmarkts 
darf zudem nicht die wichtige Rolle der 
Banken als Mittler zwischen Anlegern 
und Emittenten sowie als Kreditgeber 
schwächen: Es sollten auch im Rahmen 
der Kapitalmarktunion verschiedene 
Finanzierungsformen in einem ausge-
wogenen Verhältnis stehen. Nur so 
kann die Finanzierung der digitalen 
und nachhaltigen Transformation ge-
lingen und die EU global wettbewerbs-
fähig bleiben. 

Tragfähiger Rechtsrahmen  
für Sustainable Finance

„Sustainable Finance“ ist der zentrale 
Begriff zur Verantwortung von Banken 
und Sparkassen beim Umbau zu mehr 
Nachhaltigkeit. Kreditinstitute benö-

-
schafts- und umweltpolitischen Maß-
nahmen vor allem einen auch ökono- 
misch tragfähigen Regelungsrahmen. 
Die Rolle von Kreditinstituten muss da-
bei wettbewerbsneutral ausgestaltet 
werden und einzelne kreditwirtschaft-
liche Gruppen oder Marktteilnehmer 
dürfen nicht mit Sonderaufgaben 
 belastet werden. Durch Taxonomie, 

dürfen zudem weder Unternehmen 
und Mittelstand noch Kreditinstitute 
überlastet werden. Eine zu hohe Kom-
plexität der anzuwendenden Regeln 
müssen wir vermeiden, Datenfriedhöfe 
sind für niemanden von Nutzen. 

Diese Sicht teilt allem Anschein nach 
auch die EU-Kommission. Ihre um die 
Jahresmitte 2021 vorgestellte Sustain-
able-Finance-Strategie lässt erkennen, 
dass sie für den Übergang zu nachhal-
tigerem Wirtschaften ein schrittweises 
Vorgehen und eine stärkere Differenzie-
rung zwischen den Ausgangspunkten 
der Unternehmen im Übergangspro-
zess als notwendig anerkennt. Schließ-
lich gilt es, alle Unternehmen auf dem 
Weg zu mehr Nachhaltigkeit mitzuneh-
men. Es ist daher nur konsequent, wenn 
in der Taxonomie künftig auch Über-
gangsaktivitäten anerkannt werden.

Längere Umsetzungsfristen 
 zwingend erforderlich

Gut handhabbar wird die Taxonomie al-
lerdings nur mit technischen Scree ning-
Kriterien, die klar, schlank und einfach in 

WETTBEWERB

19 – Die digitale Bank 1/2022 17 
 
                         Dieser Artikel ist urheberrechtlich geschützt. Die rechtliche Freigabe ist für den Abonnenten oder Erwerber ausschließlich zur eigenen Verwendung. 
                                                                                                                  Fritz Knapp Verlag GmbH



der Praxis anwendbar sind. Wie kom-
plex das Thema ist, zeigt die Verschie-
bung der ausstehenden Rege lungen für 
die technischen Kriterien für die Umwelt-
ziele Wasser, Kreislaufwirtschaft, Um-
weltverschmutzung und Biodiversität. 
Diese sollen nun voraussichtlich im zwei-

damit später als in der Taxo nomie-Ver-
ordnung angelegt, die eigentlich einen 
Abschluss für Ende 2021 vorgesehen 
hatte . 

Es ist richtig, die Vorgaben zur Taxono-
mie sorgfältig auszuarbeiten. Die Zeit, 
die sich der Gesetzgeber gibt, sollte 
aber nicht zulasten der Unternehmen 
und Institute gehen. Aufgrund der Kom-
plexität der neuen Regelungen im Be-
reich Sustainable Finance sind längere 
Umsetzungsfristen für den Finanzsektor 
und die Realwirtschaft zwingend not-
wendig. 

-
nanz- und Finanzunternehmen zu Art 
und Umfang der mit ökologisch nach-
haltigem Wirtschaften verbundenen 
Aktivitäten, die die EU- Kommission 
 vorschlägt, sind komplex: Der Detail-
lierungsgrad der geforderten Informa-
tionen stellt die Institute vor große Her-
ausforderungen bei Personal, Methodik 
und Datentechnik. Daher sollen sie, um 
nachvollziehbare und geprüfte Daten 
ihrer Kunden im Reporting berücksich-
tigen zu können, Key-Performance-In-
dikatoren (KPI) um ein Jahr zeitversetzt 
offenlegen. 

Sparkassen und Landesbanken unter-
stützen deutschlandweit beim Umbau 
zu mehr Nachhaltigkeit und der Errei-
chung von Klima- und anderen Zielen 
aus dem ESG-Bereich. Zum einen im 
eigenen Geschäftsbetrieb, zum Bei-
spiel durch Maßnahmen, in ihrem Ge-
schäftsbetrieb klimaneutral zu werden. 
Zum anderen sind die Institute bereit, 
die Transformation hin zu einem nach-

-
zieren. 

Die Sparkassen-Finanzgruppe ist sich 
ihrer Verantwortung bewusst und 
nimmt sie an. Schließlich birgt die 
Transformation zu mehr Nachhaltig-
keit auch Chancen, und sie bietet neue 
Geschäftsansätze. Gleichzeitig gilt 
aber auch, dass Banken und Spar-
kassen nicht die einzigen Adressaten 
der notwendigen Bemühungen sein 
dürfen. �
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